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 Zürich, 4. August 2026 
 
 
 
Dossier Nr. 12574, «Tagesschau Hauptausgabe» vom 29. Juni 2026 – 
«Studie zur Rentabilität neuer Kernkraftwerke» 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren  
 
Besten Dank für Ihre Zuschrift vom 6. Juli 2026, worin Sie obige Sendung beanstanden und 
eine Verletzung des Sachgerechtigkeitsgebots von Art. 4 Abs. 2 des Radio- und Fernseh-
gesetzes (RTVG) rügen.  
Link zum Beitrag: https://www.srf.ch/play/tv/tagesschau/video/tagesschau-vom-29-06-
2026-hauptausgabe?urn=urn:srf:video:d9cc8509-5a1a-41f7-922f-57d46b8a888d 
 
Die Redaktion nimmt wie folgt Stellung: 
 
Erster Hinweis: Die Nummerierung der beantworteten Punkte entspricht jener in der 
Beanstandung. 
 
Zweiter Hinweis: Die ETH Zürich und das Paul Scherrer Institut (PSI) gelten als etablierte 
und neutrale Institutionen in der Schweiz. In der Studie haben sie ihr Fachwissen gebündelt 
wiedergegeben. Sie haben dafür mit verschieden Szenarien gerechnet und diese miteinander 
kombiniert. Die Studienautoren schreiben im Vorwort auf Seite 2: «Diese Studie verfolgt 
nicht das Ziel, sich für oder gegen neue Kernkraftwerke auszusprechen». 
 
Dritter Hinweis: Vor dem Hintergrund der aufgeladenen politischen Debatte lassen die 
Ergebnisse der Forschenden durchaus aufhorchen. Im Moment geht es in der politischen 
Debatte um die Frage, ob das Verbot des Baus neuer Kernkraftwerke aufgehoben werden 
sollte (so genannte Blackout-Initiative und Gegenvorschlag).  
 

https://www.srf.ch/play/tv/tagesschau/video/tagesschau-vom-29-06-2026-hauptausgabe?urn=urn:srf:video:d9cc8509-5a1a-41f7-922f-57d46b8a888d
https://www.srf.ch/play/tv/tagesschau/video/tagesschau-vom-29-06-2026-hauptausgabe?urn=urn:srf:video:d9cc8509-5a1a-41f7-922f-57d46b8a888d
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3. Zum Vorwurf der unzulässigen Kumulation der «drei Faktoren» (Baukosten, 
Subventionen, Fixpreis).  
Der Energie Club Schweiz rügt, SRF stelle drei Faktoren (Subventionen, Fixpreis/Risiko-
absicherung, Baukosten unter 8 Mrd. CHF) fälschlicherweise als gleichzeitig zu erfüllende 
Bedingungen dar, obwohl es sich um kommunizierende Röhren handle. 
Die Formulierung im Beitrag, dass diese Faktoren zusammenspielen müssen, deckt sich mit 
dem methodischen Kern der Studie. Die Forschenden betonen, dass die Wirtschaftlichkeit 
der Kernenergie von der Kombination dieser drei Rahmenbedingungen abhängt. Zitat aus 
der Studie: «Im Rahmen einer Gesamtbetrachtung des Energiesystems ermitteln wir den 
optimalen Stromerzeugungsmix anhand einer Reihe harmonisierter Szenarien, die auf drei 
Annahmen beruhen: 1) ob der Staat die Schaffung neuer Kernkraftkapazitäten politisch 
unterstützt [...], 2) welches Niveau die Overnight-Kapitalkosten neuer Kernkraftwerke [...] 
erreichen müssen [...], und 3) ob der Staat Massnahmen zur Risikominderung von 
Investitionen in die Kernenergie unterstützt [...]» (Seite 1). 
 
Die Studie zeigt auf, dass Kernkraft bei hohen Baukosten und ohne staatliche 
Risikoabsicherung von der Mehrheit der Modelle nicht priorisiert wird (Seite 4). Erst das 
Zusammenwirken von politischer Unterstützung, niedrigen bis mittleren Baukosten (5'000 bis 
8'000 CHF/kW) und günstigen Finanzierungsbedingungen führen in den Modellen zur 
gewünschten Wirtschaftlichkeit. (Seite 4, Seite 24–25). Die Darstellung als Dreiklang ist 
daher sachgerecht und auf die Studie abgestützt. 
 
In einem TV-Beitrag von etwa zwei Minuten Sendezeit ist es unmöglich, die mathematischen 
Interaktionen von verschiedenen Modellen im Detail aufzuschlüsseln. Die Autorin fokussierte 
daher auf die Kernaussage der Studie. 
 
4. Zum Vorwurf, «politische Unterstützung» werde unzulässig auf 
«Subventionen» verengt. Der Begriff «Subventionen» sei politisch geladen und 
falsch, da die Studie primär von Risikoabsicherungen (z. B. Kreditgarantien) 
spreche, die den Staat kein Geld kosten müssten. 
Der Begriff «Subvention» ist im Schweizer Sprachgebrauch und im Kontext der Energie-
politik ein etablierter und verständlicher Begriff für staatliche Unterstützungsmassnahmen.  
 
Die Studie selbst verwendet den Begriff «Subventionen» wiederholt und synonym für die 
notwendige Unterstützung, um Kernenergie überhaupt erst konkurrenzfähig zu machen. In 
der Zusammenfassung schreiben die Forschenden: «Damit Kernenergie unter den in 
unseren Modellen angenommenen Bedingungen wirtschaftlich mit politisch geförderten 
erneuerbaren Technologien konkurrieren kann, sind auch für die Kernenergie staatliche 
Unterstützungsmechanismen (z. B. Subventionen) erforderlich, um sowohl die effektiven 
Overnight-Kapitalkosten als auch die Finanzierungskosten (d. h. die Kapitalkosten) zu 
senken.» (Seite 4). 
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5. Zum Vorwurf des irreführenden Kostenvergleichs (Baukosten vs. 
Gesamtkosten am Beispiel Flamanville). SRF vergleiche die in der Studie 
angenommenen reinen Baukosten fälschlicherweise mit den viel höheren 
Gesamtkosten (inkl. Zinsen) des französischen Erstprojekts Flamanville. 
Die Studie selbst zieht explizit die jüngsten Erstprojekte in Europa und den USA als Referenz 
für die realistische Einordnung der Kosten heran und warnt vor zu optimistischen 
Annahmen. Die Forschenden halten fest: «Sollten zukünftige Neubauten hingegen auf dem 
Kostenniveau der jüngsten Erstprojekte in Europa und den USA verbleiben – modelliert mit 
Overnight-Kapitalkosten von rund 12 000 CHF2024/kW und einen hohen WACC von 8 Prozent 
–, wird neue Kernenergie von der Mehrheit der Modelle nicht als Teil des optimalen 
Energiemixes berücksichtigt.» (Seite 4).  
 
Die Studie verweist auf Seite 13 explizit auf die massiven Verzögerungen und Kostenüber-
schreitungen bei Projekten wie Olkiluoto-3 in Finnland (6'414 CHF/kW Overnight-Kosten 
statt der geplanten 3'000 CHF/kW) und Hinkley Point C in Grossbritannien (Overnight-Kosten 
von rund 11'600 CHF/kW). Der journalistische Hinweis auf Flamanville als europäisches 
Mahnmal für unvorhergesehene Kostensteigerungen bei Kernkraft-Erstprojekten stützt sich 
somit direkt auf die ökonomische Einordnung der Studienautoren (S. 13–14). 
 
Im Beitrag wurden zudem keine expliziten Kostenvergleiche genannt. Es wurde im Beitrag 
lediglich auf die hohen Baukosten anhand eines europäischen Beispiels verwiesen. 
 
6. Zum Vorwurf, das «zentrale Studienergebnis» (Kernkraft als Teil der 
günstigsten Lösung) werde verschwiegen. Es werde unterschlagen, dass neue 
Kernkraftwerke unter bestimmten Bedingungen (z. B. 5'000 CHF/kW Baukosten 
und 5 Prozent WACC) Teil des kostenoptimalen Strommixes sind. 
Dass Kernkraftwerke unter optimistischen Bedingungen (Baukosten von 5'000 CHF/kW und 
Kapitalkosten von 5 Prozent) theoretisch Teil des kostenoptimalen Strommixes sind, ist ein 
Szenario-Ergebnis, das an derzeit nicht gegebene Voraussetzungen geknüpft ist. Die Studie 
betont, dass die Kernenergie unter den aktuell realen Marktbedingungen (Kapitalkosten von 
8 Prozent für private Investoren und hohe Kosten von Erstprojekten) eben gerade nicht 
konkurrenzfähig ist: «Unter diesen politischen Rahmenbedingungen stützen sich die 
kostenoptimalen Stromsysteme in den Modellen vor allem auf Solarenergie, in gewissem 
Umfang auch auf Windkraft. [...] Das höhere Investitionsrisiko, das durch einen WACC von 8 
Prozent abgebildet wird, benachteiligt neue Kernkraftwerke in diesem Szenario gegenüber 
erneuerbaren Energien.» (S. 18–19). 
 
Das Fazit des Beitrags («Neue AKWs wären derzeit laut den Forschenden nicht rentabel») 
gibt diese zentrale Erkenntnis der Studie für die heutige Ausgangslage präzise wieder. 
 
 
 
 



 

4 Ombudsstelle SRG Deutschschweiz 

7. Zum Vorwurf der falschen Darstellung der Winterstromimporte: SRF stelle die 
Importe so dar, als sprächen sie gegen neue Kernkraftwerke, obwohl Kernkraft 
die Winterimporte laut Studie massiv senken würde. 
 
Der SRF-Beitrag hält korrekt fest, dass die Schweiz auch mit neuen Kernkraftwerken nicht 
um Winterimporte herumkommt. Das Studienergebnis entkräftet somit die teilweise 
gemachten, politischen Versprechungen der KKW-Befürworter einer völligen Autarkie durch 
die Kernkraft. In der Zusammenfassung der Studie heisst es: «Neue Kernkraftwerke können 
die Gesamt-Stromimporte im Winter reduzieren; dennoch bleiben Winterimporte ein 
wichtiger Bestandteil der Systemflexibilität. Unabhängig davon, ob in neue Kernkraftwerke 
investiert wird oder nicht, bleiben ein effizienter Stromhandel und ein funktionierender 
Austausch mit den Nachbarländern entscheidend...» (Seite 4). 
 
8. Zum Vorwurf der «falschen Symmetrie» bezüglich der Förderung von 
Erneuerbaren: Es werde verschwiegen, dass auch erneuerbare Energien massiv 
subventioniert werden müssen, um die Netto-Null-Ziele zu erreichen. 
Der SRF-Beitrag hat die staatliche Förderung der Erneuerbaren keineswegs verschwiegen, 
sondern diese als Vergleichsmassstab herangezogen («wie dies derzeit bei den erneuer-
baren Energien gemacht wird»). Die Studie hält fest, dass die erneuerbaren Energien bereits 
heute über eine gesetzliche Grundlage (das im Juni 2024 angenommene Stromgesetz) und 
etablierte Fördersysteme verfügen (Seite 4, Seite 10). 
 
Für die Kernenergie existiert ein solches Fördersystem in der Schweiz hingegen nicht; im 
Gegenteil verbietet das geltende Recht den Neubau (Seite 5). Die Feststellung, dass 
Kernkraft derzeit unter den bestehenden Rahmenbedingungen nicht rentabel ist, beschreibt 
die reale regulatorische und ökonomische Ausgangslage der Schweiz im Jahr 2026. 
 
9. Zum Vorwurf Cherrypicking eines Negativbeispiels. Flamanville sei ein 
schlechtes Beispiel für Kostenüberschreitungen beim Bau von AKWs in Europa. 
Die SRF-Autorin sprach sich zur Auswahl des Beispiels im Beitrag mit einem der 
Studienautoren ab. Dies, gerade weil Beispiele immer sorgfältig gewählt werden müssen. 
Die Studien-Autoren haben sich mit dem Thema beschäftigt und haben den Bau der 
europäischen AKWs und ihre Kosten studiert. (z.B. Seite 13) Die Studienautoren betonten 
zudem mehrmals an der Pressekonferenz, sie verfolgten mit der Studie keine politischen 
Ziele. Im Beitrag wird betont, dass es sich um eine aktuelle Situation handelt, die Baukosten 
der Erstprojekte im Moment in Europa zu hoch sind. Deshalb sagt im Beitrag der 
Interviewpartner auch richtigerweise, dass sich die Bau-Kosten im Lauf der Zeit reduzieren 
dürften.  
 
10. Fehlender Realitätsbezug. Der Beitrag sei eine weltfremde Rechenübung. 
Der Fokus des Beitrags liegt auf der Studie der ETH und des Paul Scherrer Instituts. Dem 
Zuschauer/der Zuschauerin wurde im Beitrag von Beginn weg klar gemacht, dass die Studie 
vorgestellt wird und nichts anderes.  
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In ihrer Studie kamen die Autoren zu folgenden Haupt-Ergebnissen: Netto-Null ist in 
optimalen Szenarien auch ohne neue Kernkraftwerke möglich. Neue Kernkraftwerke sind nur 
mit staatlicher Unterstützung wettbewerbsfähig. Kernkraft kann Winterimporte reduzieren, 
aber nicht eliminieren. 

Die SRF-Autorin hat eine Kern-Aussage der Autoren, nämlich dass Netto-Null auch ohne 
Kernkraftwerke möglich ist, im Beitrag nicht explizit erwähnt. Fokussiert hat sie tatsächlich 
auf die Frage, unter welchen Bedingungen AKWs wettbewerbsfähig wären. 

Es ist am Schluss selbstverständlich eine politische Diskussion, ob die Schweiz sich für oder 
gegen Atomkraftwerke in der Zukunft entscheidet. Die Kostenfrage dürfte in dieser 
Diskussion ein Element sein, aber nicht das einzige. 

11. Die Gegenprobe – ein Beitrag aus lauter verschwiegenen Wahrheiten. Der 
ausgestrahlte Beitrag brachte ausschliesslich die negativen Aussagen der Studie 
zu AKWs. 
Die Beitragsautorin hat die Aussage des einen Studien-Autors in den Beitrag eingebaut, dass 
sich die Kosten für den Bau eines Atomkraftwerks in Europa mit der Zeit nach unten 
bewegen dürften. Das ist ein Argument, das den Befürwortern von Kernkraftwerken 
entgegenkommt. Im Übrigen ist die Aussage nicht neu, dass es Geld vom Bund bei einem 
Neubau brauchen würde. Die Axpo selber schreibt auf ihrer Internetseite: «Ein neues 
Kernkraftwerk wäre in der Schweiz technisch realisierbar, aber nur möglich, wenn das 
Neubauverbot aufgehoben, Bewilligungsverfahren beschleunigt, Fördermodelle geschaffen 
und gesellschaftliche Akzeptanz sichergestellt werden können. Es braucht also eine 
umfassende Übernahme der politischen, regulatorischen, finanziellen Risiken durch den 
Staat.» 
https://www.axpo.com/ch/de/wissen/energy-reports/energy-report-kern.html 
 
12. Übernahme einer interessengeleiteten Lesart. Die Zuspitzung des Beitrags sei 
nahezu deckungsgleich mit der Medienmitteilung der Schweizerischen 
Energiestiftung. 
Tatsächlich hat die SRF-Autorin im Vorfeld mit Befürwortern und Gegnern gesprochen und 
sie um ihre Meinung zur Studie gebeten. Sie hatte sowohl mit der Schweizerischen Energie-
stiftung, mit dem Nuklearforum Schweiz und mit der Axpo einen telefonischen Austausch 
wie auch Kontakt per Email. Die Axpo und das Nuklearforum Schweiz lehnten es ab, vor die 
Kamera zu treten. Hingegen wäre die Schweizerische Energiestiftung dazu bereit gewesen. 
Die SRF-Autorin hat die Absage der Axpo bedauert und deshalb ganz auf weitere Stellung-
nahmen verzichtet. Der Beitrag wäre nicht ausgeglichen gewesen, wenn nur die 
Schweizerische Energiestiftung zur Studie Stellung genommen hätte. 
 

Schlussbemerkung 
Insgesamt sind wir der Ansicht, dass die beanstandete Berichterstattung sachgerecht sowie 
transparent war und das Programmrecht nicht verletzt hat. Wir bitten Sie, die Beanstandung 
nicht zu unterstützen 
 
 

https://www.axpo.com/ch/de/wissen/energy-reports/energy-report-kern.html
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Die Ombudsstelle hat sich den Beitrag ebenfalls angesehen und hält abschliessend fest: 
 
1. 
Der Tagesschau-Beitrag stellt die von der ETH Zürich und dem Paul Scherrer Institut PSI 
gleichentags veröffentliche Studie «Kernkraft und das zukünftige Schweizerische Energie-
system – eine technisch–ökonomische Analyse basierend auf Modellresultaten» vor.  
https://www.research-collection.ethz.ch/server/api/core/bitstreams/6c2d72b7-d4e5-4940-
8986-349de97aa1d5/content 
 
Angesichts der wissenschaftlich anerkannten Autorenschaft war es angemessen, die 
zentralen Schlussfolgerungen der Studie im Rahmen eines Tagesschau-Beitrages vorzu-
stellen, ohne die Studienmethodik und/oder die präsentierten Resultate zu hinterfragen. Der 
Beanstander kritisiert denn auch nicht den Umstand, dass Studienergebnisse unkritisch 
dargestellt worden seien, sondern macht geltend, der Tagesschau-Beitrag gebe die Studien-
ergebnisse falsch bzw. verzerrt wieder, womit das Publikum nicht in die Lage versetzt 
worden sei, sich eine eigene Meinung zu bilden. Der Beitrag verstosse deshalb gegen das 
Gebot der Sachgerechtigkeit (Art. 4 Abs. 2 RTVG). 
 
2. 
Der Tagesschau-Beitrag hat eine Länge von rund 2 ½ Minuten. Im Rahmen eines solchen 
Berichts in einer News-Sendung kann der Inhalt einer wissenschaftlichen Studie von mehr 
als 30 Seiten nicht im Einzelnen erläutert werden. Vielmehr ist es in solchen Fällen unum-
gänglich, sich auf Kernaussagen zu beschränken. Diese dürfen nicht falsch sein; es ist 
jedoch nicht möglich, im Detail auf alle Aussagen einer solchen Studie einzugehen. Unter 
dem Aspekt der Sachgerechtigkeit ist letztlich entscheidend, dass bei den Zuschauerinnen 
und Zuschauern ein zutreffender Gesamteindruck bezüglichen der zentralen Aussagen der 
Studie entsteht.    
 
3. 
Der Tagesschau-Bericht wird von der Moderatorin unter Hinweis auf die Studie von ETH und 
PSI wie folgt eingeleitet: 
 
«Danach ist Atomstrom unter den aktuellen Bedingungen wirtschaftlich nicht rentabel und 
müsste staatlich subventioniert werden.» 
 
Im Beitrag wird einleitend darauf hingewiesen, dass die Studienautoren bezüglich der 
Finanzierung von Kernkraftwerk gerechnet hätten – das Mediengespräch stand denn auch 
wie im Beitrag ersichtlich explizit unter dem Titel «Wann sich neue Kernkraftwerke in der 
Schweiz lohnen». Prof. Dr. André Bardow, Mitautor der Studie und Professor für Energie- 
und Prozesssystemtechnik der ETH Zürich, hält gegenüber SRF dazu zu Beginn des 
Beitrages fest: «Und an der Stelle ist die Aussage, unter den heutigen Randbedingungen 
lohnt es sich nicht, ein neues Kernkraftwerk zu bauen.» 
 

https://www.research-collection.ethz.ch/server/api/core/bitstreams/6c2d72b7-d4e5-4940-8986-349de97aa1d5/content
https://www.research-collection.ethz.ch/server/api/core/bitstreams/6c2d72b7-d4e5-4940-8986-349de97aa1d5/content
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In der Folge hält die Redaktorin, hinterlegt mit Symbolbildern fest, dass ein neues Kernkraft-
werk nur dann wirtschaftlich sei, wenn drei Faktoren erfüllt seien, (1) Kernkraftwerke 
müssten vom Staat subventioniert werden, so wie dies derzeit bei den erneuerbaren 
Energien gemacht werde, (2) brauche es Sicherheiten, zum Beispiel einen garantierten 
Fixpreis für Strom und (3) bei einem Kernkraftwerk mit der Grösse von Gösgen dürften die 
Baukosten 8 Milliarden Franken nicht überschreiten. 
 
Gleich anschliessend wird darauf hingewiesen, dass die genannten 8 Milliarden Franken im 
Vergleich zu den Kosten für andere Erstprojekte in Europa, wie jenes in Flamanville/ 
Frankreich wenig seien; dort seien die ursprünglich veranschlagten Kosten massiv 
überschritten worden. In diesem Zusammenhang weist Prof. Dr. Andreas Pautz, Mitautor der 
Studie und Leiter Zentrum für nukleare Technologien und Wissenschaften am PSI, allerdings 
darauf hin, dass es sich bei den Vergleichsprojekten im Ausland um Erstprojekte mit hohen 
Unsicherheiten handle, so dass beim künftigen Bau von Kernkraftwerken in der Schweiz mit 
tieferen Kosten gerechnet werden könne.  
 
Sodann wird festgehalten, dass gemäss den Forschenden Wasserkraft und Fotovoltaik auch 
künftig das Rückgrat der Stromversorgung blieben, selbst wenn neue Kernkraftwerke gebaut 
würden und dass die Schweiz auch mit Kernkraftwerken nicht um Stromimporte im Winter 
herumkäme. Prof. Dr. Bardow hält dazu fest, dass ein Schlüsselelement für ein effizientes 
Schweizer Stromsystem mit und ohne Kernkraftwerke der effiziente Stromhandel mit dem 
Ausland sei und bleibe.  
 
Am Schluss der Sendung zieht die Redaktorin das folgende Fazit: 
 
«Neue AKW’s wären derzeit laut den Forschenden nicht rentabel und - ob mit oder ohne 
KKW – ein guter Strommix und ein effizienter Handel mit den Nachbarländern seien 
unerlässlich.» 
 
4. 
Der Tagesschau-Bericht gibt die Kernaussagen der ETH-PSI-Studie entgegen den Aus-
führungen des Beanstanders unter Berücksichtigung der unumgänglichen Verkürzungen in 
einem News-Beitrag sachgerecht wieder. Dies gilt sowohl für das zitierte Fazit als auch die 
vorangehenden Ausführungen: 
 
a. 
Dass Erstellung und Betrieb eines neuen KKW in der Schweiz unter den heutigen Rahmen-
bedingungen in wirtschaftlicher Hinsicht nicht rentabel zu realisieren wäre, kann der Studie 
ohne weiteres entnommen werden. Diese Aussage wird im Beitrag auch von einem der 
Studienautoren im O-Ton und mit einer unmissverständlichen Betonung gemacht. 
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b. 
Tatsache ist, dass auch in der Studie drei Faktoren aufgeführt werden, auf welchen 
Massnahmen erforderlich wären, um die Rentabilität neuer KKW zu garantieren. Dabei geht 
auch die Studie davon aus, dass realistischerweise sowohl erheblich reduzierte Baukosten 
als auch staatliche Interventionen zur Reduktion der Investitionsrisiken erforderlich wären, 
wobei in der Studie gleichzeitig staatliche Unterstützungsmassnahmen für eine Reduktion 
der Baukosten als auch der Finanzierungskosten (WACC) genannt werden.  

 
Dies ergibt sich auch aus der «Zusammenfassung» (Studie, S. 4), wo festgehalten wird: 
«Damit Kernenergie unter den in unseren Modellen angenommenen Bedingungen 
wirtschaftlich mit politisch geförderten erneuerbaren Technologien konkurrieren kann, sind 
auch für die Kernenergie staatliche Unterstützungsmechanismen (z. B. Subventionen) 
erforderlich, um sowohl die effektiven Overnight-Kapitalkosten als auch die 
Finanzierungskosten (d. h. die Kapitalkosten) zu senken.» 
 
Und im Kapitel «Schlussfolgerungen» wird festgehalten:  
«Ob der Staat neue Kernkraftwerke politisch unterstützt – etwa durch Senkung der 
Overnight-Kapitalkosten mittels direkter Subventionen, Differenzkontrakten oder politischen 
beziehungsweise regulatorischen Anpassungen – und ob er zusätzlich politische Mass-
nahmen zur Senkung der Finanzierungskosten gewährt, beispielsweise Kreditgarantien oder 
durch Ko-Finanzierung, ist eine politische Entscheidung. Ohne explizite politische Unter-
stützung bleibt Kernkraft gegenüber den im Modell politisch unterstützten Alternativen nicht 
wettbewerbsfähig.» (Studie, S. 32) 
 
«Unsere Modelle deuten jedoch darauf hin, dass Investitionen in neue Kernkraftwerke stark 
von politischer Unterstützung, Finanzierungsbedingungen und den Overnight-Kapitalkosten 
abhängen.» (Studie, S. 33) 
 
Zwar hält sich die Studie bezüglich der näheren Umschreibung möglicher Massnahmen und 
deren Kombination und Gewichtung bewusst zurück. Aufgrund der Ausführungen in der 
Studie ist jedoch davon auszugehen, dass auch deren Autoren Massnahmen auf 
verschiedenen Ebenen als erforderlich erachten. Auf jeden Fall durfte angesichts der auch in 
der Studie genannten drei Komponenten und der getroffenen Annahme, dass die Kombina-
tion verschiedener Massnahmen zur Gewährleistung der Rentabilität erforderlich sein würde, 
im Bericht auf die (drei) verschiedenen Elemente verwiesen werden. Dass solche Mass-
nahmen miteinander in einer Korrelation stehen, ergibt sich für das Publikum ohne weiteres 
nach den Gesetzen der Logik: 
 
So würde eine signifikante Reduktion der Baukosten offenkundig die Kapitalkosten und 
damit auch einen weiteren Subventionsbedarf verringern; erhebliche staatliche Garantien, 
sei es bezüglich Zinskosten, sei es bezüglich Strompreise, würden die Notwendigkeit 
weiterer direkter Subventionen reduzieren oder gänzlich ausschliessen; direkte Subventions-
zahlungen bzw. das Zurverfügungstellen von Risikokapital, das auf dem Markt zu tragbarem 
Konditionen nicht erhältlich ist, liessen umgekehrt höhere Erstellungskosten als vertretbar 
erscheinen.  
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Solche Allgemeinplätze fehlen bezeichnenderweise auch in der Studie, da sie auch dort als 
selbstverständlich vorausgesetzt wurden, zumal wie dargelegt das Zusammenspiel der 
verschiedenen denkbaren Massnahmen nicht im Detail mit betriebswirtschaftlichen 
Berechnungen und verschiedenen Varianten modelliert wurde. Entscheidend ist vielmehr, 
dass der Bau eines neuen KKW gemäss der Studie aus heutiger Sicht nur mit verschiedenen 
staatlichen Unterstützungsmassnahmen rentabel wäre. 
 
Im Übrigen erweist sich der Bericht auch bezüglich der Erwähnung der Kosten eines neuen 
KKW in Flamanville als korrekt. Der Hinweis auf die hohen Erstellungskosten (massive 
Kostensteigerung, mehr als 8 Milliarden Franken) unter gleichzeitiger Einordnung durch Prof. 
Andreas Pautz bezüglich möglicher bzw. wahrscheinlicher künftiger Kostenreduktionen bei 
einem neuen KKW ist sachgerecht. Weitere Details waren diesbezüglich nicht erforder-lich. 
 
c. 
Schliesslich entspricht die Aussage, dass auch bei einem Strommix mit neuen KKW 
Stromimporte im Winter und ein Stromhandel mit dem Ausland notwendig sind, den Fest-
stellungen der Studie. Dass die Erstellung von KKW den Bedarf an Stromimporten reduziert, 
ist zwar zutreffend und für das Publikum auch ohne weiteres nachvollziehbar; dies hätte 
zweifelsohne auch erwähnt werden können. Im Rahmen der Vorstellung der Studie war dies 
jedoch nicht zwingend erforderlich, da es nicht um eine Darlegung sämtlicher Argumente für 
und wider die einzelnen Produktionsarten elektrischer Energie gehen konnte. Auf die 
Notwendigkeit von Winterstromimporten auch beim Bau neuer KKW wird in der Studie an 
verschiedenen Stellen ausdrücklich hingewiesen. Auch deshalb, weil in der öffentlichen 
Diskussion zuweilen der Eindruck erweckt wird, mit der Bereitstellung von Kernenergie seien 
Stromimporte auch im Winter nicht erforderlich. 
 
Zusammenfassend hält die Ombudsstelle fest, dass die Kernaussagen der ETH-
PSI-Studie korrekt wiedergegeben werden. Es entsteht ein Gesamteindruck, der 
es dem Publikum erlaubt, sich eine eigene Meinung zu den Schlussfolgerungen 
der Studie zu bilden. Ein Verstoss gegen das Gebot der Sachgerechtigkeit (Art. 4 
Abs. 2 RTVG) liegt nicht vor. 
 
Sollten Sie in Erwägung ziehen, den rechtlichen Weg zu beschreiten und an die 
Unabhängige Beschwerdeinstanz für Radio und Fernsehen (UBI) zu gelangen, lassen wir 
Ihnen im Anhang die Rechtsmittelbelehrung zukommen. 
 
 
Mit freundlichen Grüssen 
 
 
 
Ombudsstelle SRG Deutschschweiz 
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